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§ 1 
Abfallwirtschaftliche Ziele 

§ 1 
Abfallwirtschaftliche Ziele 

 

(1) Dieses Gesetz legt Anforderungen an die Produktverantwortung nach 
§ 23 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes für Verpackungen fest. Es bezweckt, 
die Auswirkungen von Verpackungsabfällen auf die Umwelt zu vermeiden 
oder zu verringern. Um dieses Ziel zu erreichen, soll das Gesetz das 
Verhalten der Verpflichteten so regeln, dass Verpackungsabfälle vorrangig 
vermieden und darüber hinaus einer Vorbereitung zur Wiederverwendung 
oder dem Recycling zugeführt werden. Dabei sollen die Marktteilnehmer vor 
unlauterem Wettbewerb geschützt werden. 

(2) Durch eine gemeinsame haushaltsnahe Sammlung von 
Verpackungsabfällen und weiteren stoffgleichen Haushaltsabfällen sollen 
zusätzliche Wertstoffe für ein hochwertiges Recycling gewonnen werden. 

(3) Der Anteil der in Mehrweggetränkeverpackungen abgefüllten Getränke 
soll mit dem Ziel der Abfallvermeidung gestärkt und das Recycling von 
Getränkeverpackungen in geschlossenen Kreisläufen gefördert werden. Zur 
Überprüfung der Wirksamkeit der in diesem Gesetz vorgesehenen 
Mehrwegförderung ermittelt das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit jährlich den Anteil der in 
Mehrweggetränkeverpackungen abgefüllten Getränke und gibt die Ergebnisse 
bekannt. Ziel ist es, einen Anteil von in Mehrweggetränkeverpackungen 
abgefüllten Getränken in Höhe von mindestens 70 Prozent zu erreichen. Von 
den kalenderjährlich erstmals in Verkehr gebrachten 
Einwegkunststoffgetränkeflaschen sind ab dem 1. Januar 2025 mindestens 77 
Masseprozent und ab dem 1. Januar 2029 mindestens 90 Masseprozent zum 
Zweck des Recyclings getrennt zu sammeln; ausgenommen davon sind 
Einwegkunststoffgetränkeflaschen nach § 30a Absatz 3. 

(4) Mit diesem Gesetz soll außerdem das Erreichen der europarechtlichen 
Zielvorgaben der Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen und 
Verpackungsabfälle sichergestellt werden. Danach sind von den im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes anfallenden Verpackungsabfällen jährlich 
mindestens 65 Masseprozent zu verwerten und mindestens 55 Masseprozent 
zu recyceln. Dabei muss das Recycling der einzelnen Verpackungsmaterialien 
mindestens für Holz 15, für Kunststoffe 22,5, für Metalle 50 und für Glas sowie 
Papier und Karton 60 Masseprozent erreichen, wobei bei Kunststoffen nur 
Material berücksichtigt wird, das durch Recycling wieder zu Kunststoff wird. 
Bis spätestens 31. Dezember 2025 sind von den im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes anfallenden Verpackungsabfällen jährlich mindestens 65 
Masseprozent zu recyceln, bis spätestens 31. Dezember 2030 mindestens 70 
Masseprozent. Dabei muss das Recycling der einzelnen 
Verpackungsmaterialien bis spätestens 31. Dezember 2025 mindestens für 
Holz 25, für Aluminium und Kunststoffe 50, für Eisenmetalle und Glas 70 
sowie für Papier und Karton 75 Masseprozent erreichen; bis spätestens 31. 
Dezember 2030 mindestens für Holz 30, für Kunststoffe 55, für Aluminium 60, 
für Glas 75, für Eisenmetalle 80 sowie für Papier und Karton 85 
Masseprozent. Zum Nachweis des Erreichens der Zielvorgaben nach den 
Sätzen 2 bis 5 führt die Bundesregierung die notwendigen Erhebungen durch 
und veranlasst die Information der Öffentlichkeit und der Marktteilnehmer. 

(1) Dieses Gesetz legt Anforderungen an die Produktverantwortung nach 
§ 23 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes für Verpackungen fest. Es bezweckt, 
die Auswirkungen von Verpackungsabfällen auf die Umwelt zu vermeiden 
oder zu verringern. Um dieses Ziel zu erreichen, soll das Gesetz das 
Verhalten der Verpflichteten so regeln, dass Verpackungsabfälle vorrangig 
vermieden und darüber hinaus einer Vorbereitung zur Wiederverwendung 
oder dem Recycling zugeführt werden. Dabei sollen die Marktteilnehmer vor 
unlauterem Wettbewerb geschützt werden. 

(2) Durch eine gemeinsame haushaltsnahe Sammlung von 
Verpackungsabfällen und weiteren stoffgleichen Haushaltsabfällen sollen 
zusätzliche Wertstoffe für ein hochwertiges Recycling gewonnen werden. 

(3) Der Anteil der in Mehrweggetränkeverpackungen abgefüllten Getränke 
soll mit dem Ziel der Abfallvermeidung gestärkt und das Recycling von 
Getränkeverpackungen in geschlossenen Kreisläufen gefördert werden. Zur 
Überprüfung der Wirksamkeit der in diesem Gesetz vorgesehenen 
Mehrwegförderung ermittelt das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit jährlich den Anteil der in 
Mehrweggetränkeverpackungen abgefüllten Getränke und gibt die Ergebnisse 
bekannt. Ziel ist es, einen Anteil von in Mehrweggetränkeverpackungen 
abgefüllten Getränken in Höhe von mindestens 70 Prozent zu erreichen. Von 
den kalenderjährlich erstmals in Verkehr gebrachten 
Einwegkunststoffgetränkeflaschen sind ab dem 1. Januar 2025 mindestens 77 
Masseprozent und ab dem 1. Januar 2029 mindestens 90 Masseprozent zum 
Zweck des Recyclings getrennt zu sammeln; ausgenommen davon sind 
Einwegkunststoffgetränkeflaschen nach § 30a Absatz 3. 

(4) Mit diesem Gesetz soll außerdem das Erreichen der europarechtlichen 
Zielvorgaben der Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen und 
Verpackungsabfälle sichergestellt werden. Danach sind von den im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes anfallenden Verpackungsabfällen jährlich 
mindestens 65 Masseprozent zu verwerten und mindestens 55 Masseprozent 
zu recyceln. Dabei muss das Recycling der einzelnen Verpackungsmaterialien 
mindestens für Holz 15, für Kunststoffe 22,5, für Metalle 50 und für Glas sowie 
Papier und Karton 60 Masseprozent erreichen, wobei bei Kunststoffen nur 
Material berücksichtigt wird, das durch Recycling wieder zu Kunststoff wird. 
Bis spätestens 31. Dezember 2025 sind von den im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes anfallenden Verpackungsabfällen jährlich mindestens 65 
Masseprozent zu recyceln, bis spätestens 31. Dezember 2030 mindestens 70 
Masseprozent. Dabei muss das Recycling der einzelnen 
Verpackungsmaterialien bis spätestens 31. Dezember 2025 mindestens für 
Holz 25, für Aluminium und Kunststoffe 50, für Eisenmetalle und Glas 70 
sowie für Papier und Karton 75 Masseprozent erreichen; bis spätestens 31. 
Dezember 2030 mindestens für Holz 30, für Kunststoffe 55, für Aluminium 60, 
für Glas 75, für Eisenmetalle 80 sowie für Papier und Karton 85 
Masseprozent. Zum Nachweis des Erreichens der Zielvorgaben nach den 
Sätzen 2 bis 5 führt die Bundesregierung die notwendigen Erhebungen durch 
und veranlasst die Information der Öffentlichkeit und der Marktteilnehmer. 

 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 



[…] 

(2) Getränkeverpackungen sind geschlossene oder überwiegend 
geschlossene Verkaufsverpackungen für flüssige Lebensmittel im Sinne von 
Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen 
Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von 
Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1), die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, 
S. 1) geändert worden ist, die zum Verzehr als Getränk bestimmt sind. 
 

[…] 

(4b) Einwegkunststofflebensmittelverpackungen sind 
Einwegkunststoffverpackungen, also Behältnisse wie Boxen mit oder ohne 
Deckel, für Lebensmittel, die 
 
 

1. dazu bestimmt sind, unmittelbar verzehrt zu werden, entweder vor Ort 
oder als Mitnahme-Gericht, 

2. in der Regel aus der Verpackung heraus verzehrt werden und 

3. ohne weitere Zubereitung wie Kochen, Sieden oder Erhitzen verzehrt 
werden können; 

keine Einwegkunststofflebensmittelverpackungen in diesem Sinne sind 
Getränkeverpackungen, Getränkebecher, Teller sowie Tüten und 
Folienverpackungen, wie Wrappers, mit Lebensmittelinhalt. 
 
 

(4c) Einwegkunststoffgetränkeflaschen sind Getränkeverpackungen in 
Flaschenform, einschließlich ihrer Verschlüsse und Deckel, mit einem 
Füllvolumen von bis zu 3,0 Litern, die zugleich die Voraussetzungen einer 
Einwegkunststoffverpackung erfüllen. 
 

 
 

 

 
 

 
 

[…] 

(19) Werkstoffliche Verwertung ist die Verwertung durch Verfahren, bei 
denen stoffgleiches Neumaterial ersetzt wird oder das Material für eine 
weitere stoffliche Nutzung verfügbar bleibt. 

[…] 

(2) Getränkeverpackungen sind geschlossene oder überwiegend 
geschlossene Verkaufsverpackungen für flüssige Lebensmittel im Sinne von 
Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen 
Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von 
Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1), die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, 
S. 1) geändert worden ist, die zum Verzehr als Getränk bestimmt sind. 
Getränkebecher im Sinne von Absatz 4c sind keine 
Getränkeverpackungen nach Satz 1. 

[…] 

(4b) Einwegkunststofflebensmittelverpackungen sind 
Einwegkunststoffverpackungen, also Behältnisse wie Boxen mit oder ohne 
Deckel, für Lebensmittel, die Lebensmittelverpackungen sind 
Verpackungen für Lebensmittel, inklusive ihrer Verschlüsse und Deckel, 
die 

1. dazu bestimmt sind, unmittelbar verzehrt zu werden, entweder vor Ort 
oder als Mitnahme-Gericht, 

2. in der Regel aus der Verpackung heraus verzehrt werden und 

3. ohne weitere Zubereitung wie Kochen, Sieden oder Erhitzen verzehrt 
werden können; 

keine Einwegkunststofflebensmittelverpackungen in diesem Sinne sind 
Getränkeverpackungen, Getränkebecher, Teller sowie Tüten und 
Folienverpackungen, wie Wrappers, mit Lebensmittelinhalt. Für 
Einweglebensmittelverpackungen gilt Absatz 4, für 
Einwegkunststofflebensmittelverpackungen Absatz 4a entsprechend. 

(4c) Einwegkunststoffgetränkeflaschen sind Getränkeverpackungen in 
Flaschenform, einschließlich ihrer Verschlüsse und Deckel, mit einem 
Füllvolumen von bis zu 3,0 Litern, die zugleich die Voraussetzungen einer 
Einwegkunststoffverpackung erfüllen. Getränkebecher sind Verpackungen 
für Getränke, inklusive ihrer Verschlüsse und Deckel, die 

1. dazu bestimmt sind, unmittelbar verzehrt zu werden, entweder 
vor Ort oder als Mitnahme-Getränk, 

2. in der Regel aus dem Becher heraus verzehrt werden und 

3. ohne weitere Zubereitung wie Kochen, Sieden oder Erhitzen 
verzehrt werden können.  

Für Einweggetränkebecher gilt Absatz 4, für 
Einwegkunststoffgetränkebecher Absatz 4a entsprechend. 

[…] 

 



[…] (19) Werkstoffliche Verwertung ist die Verwertung durch Verfahren, bei 
denen stoffgleiches Neumaterial ersetzt wird oder das Material für eine 
weitere stoffliche Nutzung verfügbar bleibt.(aufgehoben) 

[…] 

§ 4 
Allgemeine Anforderungen an Verpackungen 

§ 4 
Allgemeine Anforderungen an Verpackungen 

 

Verpackungen sind so zu entwickeln, herzustellen und zu vertreiben, dass 
 

1. Verpackungsvolumen und -masse auf das Mindestmaß begrenzt 
werden, das zur Gewährleistung der erforderlichen Sicherheit und Hygiene 
der zu verpackenden Ware und zu deren Akzeptanz durch den Verbraucher 
angemessen ist; 

2. ihre Wiederverwendung oder Verwertung, einschließlich des 
Recyclings, im Einklang mit der Abfallhierarchie möglich ist und die 
Umweltauswirkungen bei der Wiederverwendung, der Vorbereitung zur 
Wiederverwendung, dem Recycling, der sonstigen Verwertung oder der 
Beseitigung der Verpackungsabfälle auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben; 
 
 
 
 

3. bei der Beseitigung von Verpackungen oder 
Verpackungsbestandteilen auftretende schädliche und gefährliche Stoffe und 
Materialien in Emissionen, Asche oder Sickerwasser auf ein Mindestmaß 
beschränkt bleiben; 

4. die Wiederverwendbarkeit von Verpackungen und der Anteil von 
sekundären Rohstoffen an der Verpackungsmasse auf ein möglichst hohes 
Maß gesteigert wird, welches unter Berücksichtigung der Gewährleistung der 
erforderlichen Sicherheit und Hygiene der zu verpackenden Ware und unter 
Berücksichtigung der Akzeptanz für den Verbraucher technisch möglich und 
wirtschaftlich zumutbar ist. 

(1) Verpackungen sind so zu entwickeln, herzustellen und zu vertreiben, 
dass 

1. Verpackungsvolumen und -masse auf das Mindestmaß begrenzt 
werden, das zur Gewährleistung der erforderlichen Sicherheit und Hygiene 
der zu verpackenden Ware und zu deren Akzeptanz durch den Verbraucher 
angemessen ist; 

2. ihre Wiederverwendung oder ihre Verwertung, einschließlich des 
durch Recyclings, im Einklang mit der Abfallhierarchie möglich ist und die 
Umweltauswirkungen bei der Wiederverwendung, der Vorbereitung zur 
Wiederverwendung, dem Recycling, der sonstigen Verwertung oder der 
Beseitigung der Verpackungsabfälle auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben. 
insbesondere Verpackungen inklusive aller Verpackungskomponenten 
müssen sammelbar und sortenrein trennbar sein. Bei der Verwendung 
von Kunststoffen sind Monomaterialien einzusetzen, bei faserbasierten 
Verpackungen muss der Faserstoff trennbar sein; 

3. bei der Beseitigung von Verpackungen oder 
Verpackungsbestandteilen auftretende schädliche und gefährliche Stoffe und 
Materialien in Emissionen, Asche oder Sickerwasser auf ein Mindestmaß 
beschränkt bleiben; 

4. die Wiederverwendbarkeit von Verpackungen und der Anteil von 
sekundären Rohstoffen an der Verpackungsmasse auf ein möglichst hohes 
Maß gesteigert wird, welches unter Berücksichtigung der Gewährleistung der 
erforderlichen Sicherheit und Hygiene der zu verpackenden Ware und unter 
Berücksichtigung der Akzeptanz für den Verbraucher technisch möglich und 
wirtschaftlich zumutbar ist. 

(2)  Mehrweggetränkebecher und -lebensmittelverpackungen sind so 
zu entwickeln und zu vertreiben, dass sie 

1.  vollständig aus Rezyklaten bestehen; 

2. sich für eine mindestens 100-fache Verwendung eignen, 
bruchsicher, und maschinell waschbar sind sowie 

3. kompostierbar oder stofflich verwertbar sind. 

Die Entwicklung und der Vertrieb von Mehrweggetränkebechern und -
lebensmittelverpackungen ist so zu gestalten, dass die Anforderungen 
an Lebensmittelhygiene und -sicherheit jederzeit gewahrt sind. 

 



§ 16 
Anforderung an die Verwertung 

§ 16 
Anforderung an die Verwertung 

 

[…] 

(5) Die gemäß § 15 Absatz 1 Satz 1 zurückgenommenen Verpackungen 
sind nach Maßgabe des § 8 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
vorrangig einer Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem Recycling 
zuzuführen. 

[…] 

[…] 

(5) Die gemäß § 15 Absatz 1 Satz 1 zurückgenommenen Verpackungen 
sind nach Maßgabe des § 8 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
vorrangig einer Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem Recycling 
zuzuführen. 

[…] 

 

§ 21 
Ökologische Gestaltung der Beteiligungsentgelte 

§ 21 
Ökologische Gestaltung der Beteiligungsentgelte 

 

(1) Systeme sind verpflichtet, im Rahmen der Bemessung der 
Beteiligungsentgelte Anreize zu schaffen, um bei der Herstellung von 
systembeteiligungspflichtigen Verpackungen 

 

1. die Verwendung von Materialien und Materialkombinationen zu 
fördern, die unter Berücksichtigung der Praxis der Sortierung und Verwertung 
zu einem möglichst hohen Prozentsatz recycelt werden können, und 

2. die Verwendung von Rezyklaten sowie von nachwachsenden 
Rohstoffen zu fördern. 

 
 
 

(2) Jedes System hat der Zentralen Stelle und dem Umweltbundesamt 
jährlich bis zum 1. Juni zu berichten, wie es die Vorgaben nach Absatz 1 bei 
der Bemessung der Beteiligungsentgelte im vorangegangenen Kalenderjahr 
umgesetzt hat. Dabei ist auch anzugeben, welcher Anteil der beteiligten 
Verpackungen je Materialart einem hochwertigen Recycling zugeführt wurde. 
Die Zentrale Stelle überprüft die Berichte der Systeme auf Plausibilität. Sie 
kann im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt verbindliche Vorgaben 
hinsichtlich der Form der Berichte beschließen und veröffentlichen. Sofern 
sich aus der Prüfung keine Beanstandungen ergeben, erteilt die Zentrale 
Stelle im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt dem jeweiligen System 
die Erlaubnis, den Bericht zu veröffentlichen. 
 

(3) Die Zentrale Stelle veröffentlicht im Einvernehmen mit dem 
Umweltbundesamt jährlich bis zum 1. September einen Mindeststandard für 
die Bemessung der Recyclingfähigkeit von systembeteiligungspflichtigen 
Verpackungen unter Berücksichtigung der einzelnen Verwertungswege und 
der jeweiligen Materialart. 
 
 

(1) Systeme sind verpflichtet, im Rahmen der Bemessung der 
Beteiligungsentgelte Anreize zu schaffen, um bei der Herstellung von 
systembeteiligungspflichtigen Verpackungen 

1. die Ressourcennutzung so gering wie möglich zu halten, 

2.  die Verwendung von Materialien und Materialkombinationen zu 
fördern, die unter Berücksichtigung der Praxis der Sortierung und Verwertung 
zu einem möglichst hohen Prozentsatz recycelt werden können, und 

2.3. die Verwendung von Rezyklaten sowie von nachwachsenden 
Rohstoffen zu fördern. 

Dazu ist zum Zwecke der Bemessung der Beteiligungsentgelte ein 
Bonus-Malus-System zu etablieren. Dessen Modalitäten sind vom 
Bundesumweltminister im Wege einer Rechtsverordnung festzusetzen. 

(2) Jedes System hat der Zentralen Stelle und dem Umweltbundesamt 
jährlich bis zum 1. Juni zu berichten, wie es die Vorgaben nach Absatz 1 bei 
der Bemessung der Beteiligungsentgelte im vorangegangenen Kalenderjahr 
umgesetzt hat. Dabei ist auch anzugeben, welche Ressourcen im Vergleich 
zum Vorjahr eingespart werden konnten und welcher Anteil der beteiligten 
Verpackungen je Materialart einem hochwertigen Recycling zugeführt wurde. 
Die Zentrale Stelle überprüft die Berichte der Systeme auf Plausibilität. Sie 
kann im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt verbindliche Vorgaben 
hinsichtlich der Form der Berichte beschließen und veröffentlichen. Sofern 
sich aus der Prüfung keine Beanstandungen ergeben, erteilt die Zentrale 
Stelle im Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt dem jeweiligen System 
die Erlaubnis, den Bericht zu veröffentlichen. 

(3) Die Zentrale Stelle veröffentlicht im Einvernehmen mit dem 
Umweltbundesamt jährlich bis zum 1. September einen Mindeststandard für 
die Bemessung der Recyclingfähigkeit von systembeteiligungspflichtigen 
Verpackungen unter Berücksichtigung der einzelnen Verwertungswege und 
der jeweiligen Materialart. Darüber hinaus veröffentlicht die Zentrale Stelle 
einen Best-Practice-Katalog für Verpackungsdesign, das den Kriterien 
aus § 21 Abs. 1 Satz 1 besonders gerecht wird. 

 



(4) Die Bundesregierung entscheidet bis zum 1. Januar 2022 auf der 
Grundlage der Berichte nach Absatz 2 und unter Berücksichtigung der nach 
Absatz 3 veröffentlichten Mindeststandards über weiter gehende 
Anforderungen an die Bemessung der Beteiligungsentgelte zur Förderung der 
werkstofflichen Verwertbarkeit von systembeteiligungspflichtigen 
Verpackungen sowie zur Förderung der Verwendung von Rezyklaten und 
nachwachsenden Rohstoffen unter Berücksichtigung der gesamtökologischen 
Auswirkungen. 

(4) Die Bundesregierung entscheidet bis zum 1. Januar 2022 auf der 
Grundlage der Berichte nach Absatz 2 und unter Berücksichtigung der nach 
Absatz 3 veröffentlichten Mindeststandards über weiter gehende 
Anforderungen an die Bemessung der Beteiligungsentgelte zur Förderung der 
werkstofflichen Verwertbarkeit von systembeteiligungspflichtigen 
Verpackungen sowie zur Förderung der Verwendung von Rezyklaten und 
nachwachsenden Rohstoffen unter Berücksichtigung der gesamtökologischen 
Auswirkungen. 

§ 29 
Aufsicht und Finanzkontrolle 

§ 29 
Aufsicht und Finanzkontrolle 

 

[…] […] 

(4) Das Umweltbundesamt oder ein von ihm Beauftragter überwacht 
die Einhaltung der Verpflichtungen gemäß § 4 dieses Gesetzes. Die 
Behörde kann die Untersagung des Inverkehrbringens von 
Verpackungen, die entgegen der Verpflichtungen in § 4 Absätze 1, 2 und 
3 entwickelt, hergestellt oder vertrieben werden, untersagen. 

 

 

§ 30a 
Mindestrezyklatanteil bei bestimmten 

Einwegkunststoffgetränkeflaschen 

§ 30a 
Mindestrezyklatanteil bei bestimmten 

Einwegkunststoffgetränkeflaschen(aufgehoben) 

 

§ 33 
Mehrwegalternative für 

Einwegkunststofflebensmittelverpackungen und 
Einweggetränkebecher 

§ 33 
Mehrwegalternative für 

Einwegkunststofflebensmittelverpackungen und 
EinweggetränkebecherMehrwegpflicht für 

Einwegkunststofflebensmittelverpackungen und 
Einwegkunststoffgetränkebecher 

 

(1) Letztvertreiber von Einwegkunststofflebensmittelverpackungen und 
von Einweggetränkebechern, die jeweils erst beim Letztvertreiber mit Waren 
befüllt werden, sind ab dem 1. Januar 2023 verpflichtet, die in diesen 
Einwegverpackungen angebotenen Waren am Ort des Inverkehrbringens 
jeweils auch in Mehrwegverpackungen zum Verkauf anzubieten. Die 
Letztvertreiber dürfen dabei die Verkaufseinheit aus Ware und 
Mehrwegverpackung nicht zu einem höheren Preis oder zu schlechteren 
Bedingungen anbieten als die Verkaufseinheit aus der gleichen Ware und 
einer Einwegverpackung. Satz 1 und 2 gelten nicht für den Vertrieb durch 
Verkaufsautomaten, die in Betrieben zur Versorgung der Mitarbeiter nicht 
öffentlich zugänglich aufgestellt sind. 

(2) Letztvertreiber nach Absatz 1 Satz 1 sind verpflichtet, die 
Endverbraucher in der Verkaufsstelle durch deutlich sicht- und lesbare 
Informationstafeln oder -schilder auf die Möglichkeit, die Waren in 
Mehrwegverpackungen zu erhalten, hinzuweisen. Im Fall einer Lieferung von 

(1) Letztvertreiber von Einwegkunststofflebensmittelverpackungen und 
von Einweggetränkebechern, die jeweils erst beim Letztvertreiber mit Waren 
befüllt werden, sind ab dem 1. Januar 2023 verpflichtet, die in diesen 
Einwegverpackungen angebotenen Waren am Ort des Inverkehrbringens 
jeweils auch in Mehrwegverpackungen zum Verkauf anzubieten. Die 
Letztvertreiber dürfen dabei die Verkaufseinheit aus Ware und 
Mehrwegverpackung nicht zu einem höheren Preis oder zu schlechteren 
Bedingungen anbieten als die Verkaufseinheit aus der gleichen Ware und 
einer Einwegverpackung. Satz 1 und 2 gelten nicht für den Vertrieb durch 
Verkaufsautomaten, die in Betrieben zur Versorgung der Mitarbeiter nicht 
öffentlich zugänglich aufgestellt sind. 

(2) Letztvertreiber nach Absatz 1 Satz 1 sind verpflichtet, die 
Endverbraucher in der Verkaufsstelle durch deutlich sicht- und lesbare 
Informationstafeln oder -schilder auf die Möglichkeit, die Waren in 
Mehrwegverpackungen zu erhalten, hinzuweisen. Im Fall einer Lieferung von 

 



Waren ist dieser Hinweis in den jeweils verwendeten Darstellungsmedien 
entsprechend zu geben. 

(3) Abweichend von § 15 Absatz 1 Satz 2 beschränkt sich die 
Rücknahmepflicht für Letztvertreiber nach Absatz 1 Satz 1 auf diejenigen 
Mehrwegverpackungen, die sie in Verkehr gebracht haben. 

Waren ist dieser Hinweis in den jeweils verwendeten Darstellungsmedien 
entsprechend zu geben. 

(3) Abweichend von § 15 Absatz 1 Satz 2 beschränkt sich die 
Rücknahmepflicht für Letztvertreiber nach Absatz 1 Satz 1 auf diejenigen 
Mehrwegverpackungen, die sie in Verkehr gebracht haben. 

(1) Lebensmittel und Getränke, die erst beim Letztvertreiber abgefüllt 
werden, dürfen nicht in Einwegkunststofflebensmittelverpackungen und 
Einwegkunststoffgetränkebechern in Verkehr gebracht werden. 

(2) Mehrweglebensmittelverpackungen und 
Mehrweggetränkebecher, die erst beim Letztvertreiber befüllt werden, 
dürfen vom Letztvertreiber nur gegen einen Pfandbetrag in Höhe von 
mindestens 1,50 EUR je Mehrweggetränkebecher und in Höhe von 
mindestens 5 EUR je Mehrweglebensmittelverpackung in den Verkehr 
gebracht werden. Die Befüllung muss unmittelbar in die 
Mehrwegverpackung erfolgen. Eine Zwischenbefüllung in einen 
Einwegartikel ist nicht zulässig. 

(3) Letztvertreiber von Einweglebensmittelverpackungen und 
Einweggetränkebechern, die jeweils erst beim Letztvertreiber mit Waren 
befüllt werden und nicht unter Absatz 1 fallen, sind verpflichtet, die in 
diesen Einwegverpackungen angebotenen Waren am Ort des 
Inverkehrbringens jeweils auch in Mehrwegverpackungen zum Verkauf 
anzubieten. Absatz 2 gilt entsprechend. 
Einweglebensmittelverpackungen und Einweggetränkebecher im Sinne 
des Satz 1 sind mit einer Gebühr in Höhe von 50 vom Hundert des 
Pfandbetrags der angebotenen Mehrwegalternative abzugeben. 

(4) Darüber hinaus ist jeder Letztvertreiber verpflichtet auch das 
Abfüllen in eigens von den Kunden mitgebrachte Behältnisse 
anzubieten. 2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Letztvertreiber nach Absatz 3 Satz 1 sind verpflichtet, die 
Endverbraucher in der Verkaufsstelle durch deutlich sicht- und lesbare 
Informationstafeln oder -schilder auf die Möglichkeit, die Waren in 
Mehrwegverpackungen zu erhalten, hinzuweisen. Im Fall einer Lieferung 
von Waren ist dieser Hinweis in den jeweils verwendeten 
Darstellungsmedien entsprechend zu geben. Gleiches gilt für alle 
Letztvertreiber im Hinblick auf ihre Pflicht nach Absatz 4. 

(6) Abweichend von § 15 Absatz 1 Satz 2 beschränkt sich die 
Rücknahmepflicht für Letztvertreiber nach Absatz 1 Satz 1 auf diejenigen 
Mehrwegverpackungen, die sie in Verkehr gebracht haben. 

(7) Die Pflichten der Absätze 1 bis 5 treffen die Letztvertreiber ab 
dem 1.1.2022. Für Letztvertreiber im Sinne dieser Vorschrift mit 
insgesamt nicht mehr als fünf Beschäftigten, deren Verkaufsfläche 80 
Quadratmeter nicht überschreitet, gelten die Pflichten nach Absatz 1, bis 
3, 5 und 6 ab dem 1.1.2023; für Letztvertreiber mit insgesamt nicht mehr 
als drei Beschäftigten, deren Verkaufsfläche 50 Quadratmeter nicht 
überschreitet, ab dem 1.1.2024. Als Verkaufsfläche gelten – im Fall einer 
Lieferung von Waren – zusätzlich alle Lager- und Versandflächen. Bei 
der Feststellung der Zahl der Beschäftigten sind Teilzeitbeschäftigte mit 
einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 



 

Stunden mit 0,5 und von nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu 
berücksichtigen. § 33 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 gelten entsprechend. 

(8) Beim Vertrieb durch Verkaufsautomaten beschränken sich die 
Pflichten nach dieser Vorschrift für Letztvertreiber auf die Absätze 4 und 
5 entsprechend. 

§ 36 
Bußgeldvorschriften 

§ 36 
Bußgeldvorschriften 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1, § 7 Absatz 1 Satz 
4 oder § 9 Absatz 5 Satz 1 eine Verpackung oder einen 
Verpackungsbestandteil in Verkehr bringt, 

 
 

[…] 

 
 

 

20a. entgegen § 30a Absatz 1 eine Einwegkunststoffgetränkeflasche in 
Verkehr bringt, 

[…] 

28.     entgegen § 33 Absatz 1 Satz 1 eine Ware in einer 
Mehrwegverpackung nicht anbietet, 

29. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung mit § 34 Absatz 1 
Satz 3 oder Absatz 2 Satz 2, eine Verkaufseinheit zu einem höheren Preis 
oder zu schlechteren Bedingungen anbietet oder 
 
 

30. entgegen § 33 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder § 
34 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, einen Hinweis nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgegebenen Weise gibt. 
 

[…] 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 4 Ziff. 2 eine Verpackung entwickelt, herstellt oder 
vertreibt, 

1a. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1, § 7 Absatz 1 Satz 
4 oder § 9 Absatz 5 Satz 1 eine Verpackung oder einen 
Verpackungsbestandteil in Verkehr bringt, 

[…] 

17a. entgegen § 16 Absatz 5 zurückgenommene Verpackungen nicht 
zur Wiederverwendung vorbereitet oder einem Recycling zuführt, 

[…] 

20a. entgegen § 30a Absatz 1 eine Einwegkunststoffgetränkeflasche in 
Verkehr bringt,(aufgehoben) 

[…] 

28.     entgegen § 33 Absatz 1, Absatz 3 Satz 1 eine Ware in einer 
Mehrwegverpackung nicht anbietet, 

29. entgegen § 33 Absatz 12 Satz 2, Absatz 3 Satz 3 auch in Verbindung 
mit § 34 Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 2 Satz 2, eine Verkaufseinheit zu einem 
höheren Preis oder zu schlechteren Bedingungen ohne Pfanderhebung auf 
den Mehrwegartikel oder ohne Erhebung einer Abgabe auf den 
Einwegartikel anbietet oder 

30. entgegen § 33 Absatz 25 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2 und 3, 
oder § 34 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2Absatz 8, einen 
Hinweis nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgegebenen 
Weise gibt. 

[…] 

 


